
Stabsstelle
Prävention und Intervention

Ihre Daten, Ihre Rechte
Wie wir die Vertraulichkeit Ihrer Daten wahren

Der Schutz Ihrer Daten ist uns sehr wichtig.  
Daher möchten wir Sie darüber informieren, wie wir  

mit Ihren personenbezogenen Daten umgehen.



Welche Rechte habe ich?
Sie haben folgende Rechte in Bezug auf Ihre personen­
bezogenen Daten, die wir von Ihnen erhalten haben:

	 Recht auf Auskunft (§ 17 KDG)
	 Sie haben das Recht, eine Bestätigung darüber zu 

verlangen, ob Sie betreffende personenbezogene 
Daten verarbeitet werden; ist dies der Fall, so haben 
Sie ein Recht auf Auskunft über diese personen­
bezogenen Daten und auf die in § 17 KDG im 
Einzelnen aufgeführten Informationen.

	 Recht auf Berichtigung (§ 18 KDG)  
oder Löschung (§ 19 KDG)

	 Sie haben das Recht, unverzüglich die Berichtigung 
Sie betreffender unrichtiger personenbezogener 
Daten und ggf. die Vervollständigung unvollständiger 
personenbezogener Daten zu verlangen. Sie haben 
zudem das Recht, zu verlangen, dass Sie betreffende 
personenbezogene Daten unverzüglich gelöscht 
werden, sofern einer der in § 19 KDG im Einzelnen 
aufgeführten Gründe zutrifft, z. B. wenn die Daten für 
die verfolgten Zwecke nicht mehr benötigt werden.

	 Recht auf Einschränkung der Verarbeitung  
(§ 20 KDG)

	 Sie haben das Recht, die Einschränkung der Verarbei­
tung zu verlangen, wenn eine der in § 20 KDG 
aufgeführten Voraussetzungen gegeben ist, z. B. wenn 
Sie Widerspruch gegen die Verarbeitung eingelegt 
haben, für die Dauer einer etwaigen Prüfung.

	 Recht auf Datenübertragbarkeit (§ 22 KDG)
	 In bestimmten Fällen, die in § 22 KDG im Einzelnen 

aufgeführt werden, haben Sie das Recht, die Sie 
betreffenden personenbezogenen Daten in einem 
strukturierten, gängigen und maschinenlesbaren 
Format zu erhalten bzw. die Übermittlung dieser 
Daten an einen Dritten zu verlangen.

	 Recht auf Widerruf (§ 8 Abs. 6 KDG)
	 Sie haben das Recht, Ihre Einwilligung jederzeit zu 

widerrufen. Durch den Widerruf der Einwilligung wird 
die Rechtmäßigkeit der aufgrund der Einwilligung bis 
zum Widerruf erfolgten Verarbeitung nicht berührt.

Wo kann ich mich beschweren?
Sie haben nach § 48 KDG das Recht, sich bei der 
zuständigen Datenschutzaufsichtsbehörde über die 
Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten zu 
beschweren:

Katholische Datenschutzaufsicht Nord 
Telefon +49 (421) 33 00 56 - 0 
info@kdsa-nord.de 
Unser Lieben Frauen Kirchhof 20 · 28195 Bremen 
www.kdsa-nord.de

Warum und auf welcher 
Grundlage werden  
meine Daten verarbeitet?
Wir verarbeiten Ihre personenbezogenen Daten, um 
Meldungen über Verdachtsfälle sexualisierter Gewalt  
bzw. Grenzüberschreitungen oder Anträge auf 
Anerkennung des Leids zu bearbeiten. Bei Meldungen 
bedeutet das konkret, diese zu dokumentieren, Vorfälle 
zu prüfen und bei Bedarf (Krisen-)Interventionen 
einzuleiten.

Aus Anträgen auf Anerkennung des Leids benötigen wir 
Ihre personenbezogenen Daten, um die Angaben zu 
prüfen und den Antrag zu bearbeiten.

Wir verarbeiten Ihre Daten nur mit Ihrer ausdrücklichen 
Einwilligung. Ihre Einwilligung ist somit im Sinne des 
Gesetzes über den Kirchlichen Datenschutz (KDG)  
(§ 6 Abs. 1 lit. b) KDG bzw. § 11 Abs. 2 lit. a) KDG) 
unsere rechtliche Grundlage.

Wer ist für Datenverarbeitung 
verantwortlich?
Wir wissen, dass der Umgang mit Ihren Daten ein 
sensibles Thema ist. Deshalb ist es uns ein Anliegen, 
Ihnen transparent und verständlich darzulegen, wie wir 
mit Ihren personenbezogenen Daten umgehen, welche 
Rechte Sie haben und an wen Sie sich bei Fragen wenden 
können.

Diese Informationen sollen Ihnen Sicherheit geben: Sie 
erfahren, welche Daten verarbeitet werden, zu welchen 
Zwecken dies geschieht und wer Zugang dazu hat. So 
können Sie jederzeit die Kontrolle über Ihre Daten 
behalten. Sollten Sie Fragen haben oder Unterstützung 
benötigen, wenden Sie sich einfach jederzeit vertrauens­
voll an uns!

Verantwortlicher im Sinne des Datenschutzrechts ist: �

Erzbistum Hamburg 
vertreten durch den Verwaltungsdirektor 
Am Mariendom 4 · 20099 Hamburg 
Telefon (040) 248 77-396  
buero-verwaltungsdirektor@erzbistum-hamburg.de

Hier finden Sie  
das Gesetz über  
den Kirchlichen  

Datenschutz (KDG).



Wer kümmert sich  
um den Datenschutz?
Unseren externen betrieblichen Datenschutz­
beauftragten erreichen Sie unter folgenden 
Kontaktdaten: 

Datenschutzbeauftragter  
des Erzbistums Hamburg 

ITEBO GmbH 
Servicebereich Datenschutz  
und Informationssicherheit 
Stüvestraße 26 · 49076 Osnabrück 
datenschutz.ebhh@itebo.de

Wie lange werden Ihre Daten 
gespeichert und wann werden 
sie gelöscht?
Wir speichern und verarbeiten Ihre personenbezogenen 
Daten nur so lange, wie es für den angegebenen Zweck 
notwendig ist oder solange es durch den Europäischen 
Richtlinien- und Verordnungsgeber oder einen anderen 
Gesetzgeber in Gesetzen oder Vorschriften, welchen der 
für die Verarbeitung Verantwortliche unterliegt, vor­
gesehen wurde.

Wenn der Zweck der Speicherung entfällt, Sie Ihre 
Einwilligung widerrufen oder die gesetzlich vorgeschrie­
bene Speicherfrist abgelaufen ist, werden Ihre Daten 
regelmäßig und gemäß den gesetzlichen Vorgaben 
gesperrt oder gelöscht.

Wer erhält meine Daten?
Sofern es erforderlich ist, um den oben beschriebenen 
Zweck zu erreichen, werden wir die angegebenen 
personenbezogenen Daten an folgende Empfängerinnen 
und Empfänger übermitteln:

	 die Abteilung Personal des Erzbischöflichen General­
vikariats, in Fällen von Vorfällen mit hauptamtlichen 
Mitarbeitenden des Erzbistums Hamburg bzw. mit 
Geistlichen des Erzbistums Hamburg

	 die Abteilungsleitung der Abteilung Kita, im Fall von 
Vorfällen im Bereich katholischer Kindertagesstätten 
in Betreiberschaft des Erzbistums Hamburg

	 die Abteilungsleitung der Abteilung Schule und 
Hochschule, in Fällen von Vorfällen im Bereich 
katholischer Schulen im Erzbistum Hamburg

	 den Erzbischof von Hamburg, in Fällen im Zusam­
menhang mit im bischöflichen Auftrag tätigen 
Ordensangehörigen des Erzbistums Hamburg  
(Nr. 16 Interventionsordnung)

	 bei Kirchenbeamten und Arbeitnehmer_innen an 
den Anstellungsträger, bei Ehrenamtlichen den 
Auftraggebenden, bei Klerikern, die einer anderen 
Diözese oder einem anderen Inkardinationsverband 
angehören den Inkardinationsordinarius, bei Ordens­
angehörigen den zuständigen Höheren Ordensoberen  
(Nr. 13 Interventionsordnung)

	 die Kongregation für die Glaubenslehre, in Fällen,  
in denen ein kirchliches Voruntersuchungsverfahren 
abgeschlossen wurde  
(Nr. 38 Interventionsordnung)

	 den Ordinarius bzw. die Leitung des kirchlichen 
Rechtsträgers, in dessen bzw. deren Verantwortungs­
bereich der bzw. die gemeldeten Vorfälle liegen  
(Nr. 13 Interventionsordnung) 

	 die Stabsstelle Kanonisches Recht, in Fällen, die 
geeignet sind, eine kirchenrechtliche Voruntersu­
chung einzuleiten (Nr. 36 Interventionsordnung)

	 den ständigen Beraterstab zur Beratung in Fragen des 
Umgangs mit sexuellem Missbrauch Minderjähriger 
und schutz- oder hilfebedürftiger Erwachsener, in 
Fällen einer erweiterten Plausibilitätsprüfung  
(Nr. 20 Interventionsordnung)

	 die Unabhängige Kommission für Anerkennungs­
leistungen (UKA), in Fällen von Anträgen auf 
Leistungen in Anerkennung des Leids (§ 6 Abs. 3 
Ordnung für das Verfahren zur Anerkennung des Leids)

	 den Verwaltungsdirektor des Erzbischöflichen 
Generalvikariats, in Fällen der Auszahlung  
von Leistungen in Anerkennung des Leids

	 die zuständigen Ermittlungsbehörden, im Fall  
von Vorfällen bzw. Verdachtsfällen mit straf­
rechtlicher Relevanz  
(Nr. 33 Interventionsordnung)

	 die Gemeinsame Aufarbeitungskommission bezüglich 
sexuellen Missbrauchs in der Metropolie Hamburg 
(UAK), zur statistischen Erhebung für Aufarbeitungs- 
oder Forschungszwecke

	 die Verwaltungs-Berufsgenossenschaft (VBG), in Fällen 
von sexualisierter Gewalt im Rahmen eines kirch­
lichen Ehrenamtes, zur Bearbeitung eines möglichen 
Antrags auf Entschädigungsleistungen durch die VBG 
(§ 21 der Satzung der VBG i. V. m. § 193 Abs. 1 SGB VII)

(Fortsetzung nächste Seite) 



Nur mit Ihrer gesonderten Einwilligung und sofern dies 
für die Erreichung des oben angegebenen Zweckes 
zwingend erforderlich ist, werden wir die angegebenen 
personenbezogenen Daten an folgende Empfängerin-
nen und Empfänger übermitteln:

	 die Stabsabteilung Prävention, Intervention und 
Aufarbeitung sexualisierter Gewalt des Bistums 
Hildesheim, für Vorfälle, die in dessen Zuständigkeit 
liegen

	 die Unabhängige Beauftragte/den Unabhängigen 
Beauftragten für den Schutzprozess des Bistums 
Osnabrück, für Vorfälle, die in dessen Zuständigkeit 
liegen

	 geistliche Orden, bei Vorfällen in Einrichtungen,  
die zum Zeitpunkt des Vorfalls in der Trägerschaft  
eines Ordens waren oder sind

Das Erzbistum Hamburg bedient sich teilweise bei der 
Verarbeitung Ihrer Daten sorgfältig ausgewählter externer 
Dienstleister. Sollten im Rahmen einer sogenannten 
Auftragsverarbeitung Daten an Dienstleister weitergege­
ben werden, so erfolgt dies auf Grundlage des § 29 KDG. 
Unsere Auftragsverarbeiter sind sorgfältig ausgewählt, 
sind an unsere Weisungen gebunden und werden 
regelmäßig von uns kontrolliert. Wir beauftragen nur 
solche Auftragsverarbeiter, die hinreichend Garantien 
dafür bieten, dass geeignete technische und organisa­

torische Maßnahmen so getroffen werden, dass die 
Verarbeitung im Einklang mit den Anforderungen der 
Datenschutzgesetzgebung erfolgt und den Schutz Ihrer 
Rechte gewährleistet. Bei der Auswahl unserer Dienst­
leister und Kooperationspartner setzen wir nach 
Möglichkeit auf Partner mit Sitz in der Europäischen 
Union, da das KDG bzw. die DSGVO innerhalb der 
Europäischen Union ein gleich hohes Datenschutzniveau 
gewährleistet.

Nur in Ausnahmefällen werden wir Daten außerhalb der 
Europäischen Union oder des Europäischen Wirtschafts­
raums im Rahmen der Inanspruchnahme von Diensten 
Dritter verarbeiten lassen. Wir lassen eine Verarbeitung 
Ihrer Daten in einem Drittland allerdings nur zu, wenn 
die besonderen Voraussetzungen der §§ 39 ff. KDG erfüllt 
sind. In der Regel werden wir Ihre Einwilligung nach 
§ 41 KDG erbitten. Alternativ kann die Verarbeitung Ihrer 
Daten auf Grundlage besonderer Garantien erfolgen, wie 
etwa die von der EU-Kommission offiziell anerkannte 
Feststellung eines der EU entsprechenden Datenschutz­
niveaus oder die Beachtung offiziell anerkannter 
spezieller vertraglicher Verpflichtungen, der sogenannten 
„EU-Standardvertragsklauseln“. Falls erforderlich treffen 
wir zusätzliche technische und organisatorische Maß­
nahmen, um die Voraussetzungen für einen sicheren und 
zulässigen Datentransfer in das jeweilige Drittland zu 
gewährleisten.

Erzbistum Hamburg 
Stabsstelle Prävention und Intervention 
intervention@erzbistum-hamburg.de 
www.praevention-erzbistum-hamburg.de

Postanschrift: 
Am Mariendom 4 · 20099 Hamburg 
Besucheradresse: 
Lange Reihe 2 · 20099 Hamburg



Stabsstelle
Prävention und Intervention

Hinweise zur Einwilligungserklärung

Damit wir Ihre Meldung zu einem Vorfall sexualisierter Gewalt oder Ihren Antrag auf Anerken­
nungsleistungen bearbeiten können, benötigt das Erzbistum Hamburg Ihre Einwilligung zu der 
Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten.

Das bedeutet, dass Ihre personenbezogenen Daten insbesondere erfasst, gespeichert und mit 
anderen Informationen abgeglichen werden können. In manchen Fällen kann es auch notwendig 
sein, sie weiterzugeben. Dies geschieht, um Fälle von Grenzverletzungen oder sexualisierter Gewalt 
aufzuarbeiten (Aufarbeitung), geeignete Maßnahmen zu ergreifen (Intervention) und Prävention 
zu stärken. Sollten Sie Anerkennungsleistungen beantragt haben, verarbeiten wir Ihre personen­
bezogenen Daten, um Ihren Antrag prüfen und bearbeiten zu können.

Sie können Ihre Einwilligung jederzeit widerrufen. Der Widerruf gilt dann für die Zukunft.  
Senden Sie Ihren Widerruf hierzu einfach an intervention@erzbistum-hamburg.de oder an

Erzbistum Hamburg  
Stabsstelle Prävention und Intervention  
Referat Intervention  
Am Mariendom 4  
20099 Hamburg

Wenn Sie Ihre Einwilligung widerrufen, bleibt die Datenverarbeitung, die bis zu diesem  
Zeitpunkt erfolgt ist, rechtmäßig. Von diesem Moment an werden wir Ihre Daten jedoch  
nicht mehr verarbeiten und umgehend löschen.

Ihre Einwilligung ist freiwillig. Wenn Sie sie nicht erteilen oder später widerrufen,  
entstehen Ihnen keine Nachteile. Allerdings können wir Ihre Daten in diesem Fall nicht  
für die genannten Zwecke verarbeiten.

Unseren Datenschutzbeauftragten können Sie über datenschutz.ebhh@itebo.de oder über 

Datenschutzbeauftragter des Erzbistums Hamburg  
ITEBO GmbH  
Servicebereich Datenschutz und Informationssicherheit  
Stüvestraße 26  
49076 Osnabrück

erreichen.



Stabsstelle
Prävention und Intervention

Einwilligungserklärung

Hiermit willige ich ein, dass meine personenbezogenen Daten durch die zuständige(n) Stabs­
stelle(n) des Erzbistums Hamburg verarbeitet werden. Meine Daten werden verarbeitet, um  
(aufgrund meiner Meldung) Vorfälle von Grenzüberschreitungen oder sexualisierter Gewalt 
aufzuarbeiten, angemessene Maßnahmen zu ergreifen und die Prävention in diesem Bereich zu 
stärken. Darüber hinaus dient die Datenverarbeitung auch der Bearbeitung meines gestellten 
Antrags auf Leistungen in Anerkennung des Leids.

Meine personenbezogenen Daten dürfen insbesondere erfasst, gespeichert, abgeglichen und  
bei vorliegender Zustimmung ggf. weitergeleitet bzw. offengelegt werden. Konkret willige 
ich unter den oben angeführten Bedingungen in die folgenden Verarbeitungen meiner 
personenbezogenen Daten ein:

	 Verarbeitung meiner personenbezogenen Daten durch die zuständige(n) Stabsstelle(n)  
des Erzbistums Hamburg sowie die dieser/diesen angegliederten Unabhängigen Ansprech­
personen zur Bearbeitung meiner Meldung bzw. zur Bearbeitung meines Antrags auf 
Leistungen in Anerkennung des Leids

	 Information des ständigen Beraterstabs des Erzbischofs von Hamburg über meine Meldung 
und meine personenbezogenen Daten zur fallbezogenen Beratung

	 Weiterleitung meiner personenbezogenen Daten an die Unabhängige Kommission für 
Anerkennungsleistungen (UKA) zur Bearbeitung eines möglichen Antrags auf Leistungen  
in Anerkennung des Leids

	 Weiterleitung meiner personenbezogenen Daten an die Verwaltungs-Berufsgenossenschaft 
(VBG) zur Bearbeitung eines möglichen Antrags auf Entschädigungsleistungen durch die VBG 
aufgrund erlittenen Leids durch sexualisierte Gewalt im Rahmen eines kirchlichen Ehrenamtes

	 Weiterleitung meiner personenbezogenen Daten an die zuständigen Ermittlungsbehörden  
zur Prüfung und ggf. Durchführung eines strafrechtlichen Ermittlungsverfahrens

Die beigefügten Datenschutzhinweise habe ich zur Kenntnis genommen.

Ort, Datum Unterschrift


